Übergabeblatt VOB / UVgO / VgV
	STADT FREIBURG, Vergabemanagement
	Vergabe-Nr.:

	79106 Freiburg i.Br., Fehrenbachallee 12
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Übergabeblatt
Angaben zu Bau-, Liefer- und Dienstleistungen nach VOB / UVgO / VgV
(ohne freiberufliche Leistungen)

	PROJEKTVERANTWORTUNG
	

	Dienststelle:
	[bookmark: Dropdown13]       
	

	Projektleitung:
	     
	Telefon:
	     
	

	
	
	
	
	
	

	Büro externe Projektsteuerung:
	     
	

	Ansprechperson:
	     
	Telefon:
	     
	

	E-Mail:
	     
	

	
	
	
	
	
	



	PROJEKT
	

	Objekt/Gebäude:
	     
	

	Straße/Hausnr.:
	     
	PLZ:
	     
	Freiburg
	

	Maßnahme:
	     
	

	Leistung (je Los):
	     
	

	
	
	
	
	
	



	LEISTUNGSVERZEICHNIS (LV) – ERSTELLUNG (falls nicht durch Projektleitung)

	Arch.-/Ing.-büro:
	      
	

	Straße/Hausnr.:
	     
	PLZ/Ort:
	     
	

	Ansprechperson:
	     
	Telefon:
	     
	

	E-Mail:
	     
	

	
	
	
	
	
	



	AUFTRAGSWERT (Preis-LV) / MITTEL
	

	Datum des Preis-LV / der Schätzung 
(i.d.R. nicht älter als 3 Monate)
	Netto-Auftragswert 
je Los
	Brutto-Auftragswert 
je Los
	ggf. Angabe der Laufzeit 
in Monaten

	     
	     
	€
	     
	€
	     

	Anzugeben ist die Endsumme des ausgepreisten Leistungsverzeichnisses (Preis-LV) oder bei Nichtvorliegen der Schätzwert für die gesamte Vertragslaufzeit (ggf. Hochrechnung), soweit nicht gem. § 3 Abs. 10 oder Abs. 11 VgV max. 48 Monate anzusetzen sind. Evtl. Optionen sind einzurechnen, wie z.B. Vertragsverlängerungen. Bei Rahmenverträgen ist stets die gesamte Laufzeit zu berücksichtigen (§ 3 Abs. 4 VgV, z.B. 60 Monate).
	

	|_|
	Die Gesamtmaßnahme liegt oberhalb des EU-Schwellenwertes (netto)
VOB: 5.538.000 € (neue Projekte ab 01.01.24, zuvor 5.382.000 €) 
VgV: 221.000 € (ab 01.01.24, zuvor 215.000 €)  bzw. 750.000 € bei soz./bes. Dienstleistung n. § 130 GWB
 Infos/Leitfäden/Zuordnungslisten: siehe Beschäftigtenportal > Vergabewesen
	

	Für die Ausschreibung sind ausreichende Mittel vorhanden (inkl. Optionen, Höchstwerte bei Rahmenverträgen, etc.). 
Verfügbare Mittel:      
	

	
	
	
	
	
	





	1. Angaben zur Durchführung des Verfahrens und Veröffentlichung



	 Infos/Leitfäden zur Durchführung von Vergabeverfahren: siehe Beschäftigtenportal / Vergabewesen



	1.1 Verfahrensart:

	VOB
	|_|
	Bauleistung
	
	
	
	

	UVgO (national) /
VgV (EU)
	|_|
	Dienstleistung
	|_|
	Lieferleistung

	
	|_|
	Soziale u. andere besondere Dienstleistung nach § 49 UVgO/§ 130 GWB (EU)
 Zuordnung: s. Beschäftigtenportal: Wissensbox / Vergabewesen / Rechtl. Bestimmungen



	

	National
	|_|
	Öffentliche Ausschreibung
	Wahlrecht nach
VOB / UVgO

	
	|_|
	Beschränkte Ausschreibung mit öffentlichem Teilnahmewettbewerb
	Wertgrenzen siehe
§ 10 der städt. VergO!

	
	|_|
	Beschränkte Ausschreibung ohne öffentlichem Teilnahmewettbewerb
	

	
	|_|
	Die Maßnahme fällt unter das 20 %-Kontingent des EU-Projekts (§ 3 Abs. 9 VgV).

	

	EU
	|_|
	Offenes Verfahren
	Wahlrecht nach
VOB-EU / VgV

	
	|_|
	Nicht Offenes Verfahren (≙ öffentl. Teilnahmewettbewerb mit beschränkter Ausschreibung)
	Wahlrecht bei DL nach § 130 GWB

	
	|_|
	Verhandlungsverfahren mit öffentlichem Teilnahmewettbewerb
	

	
	|_|
	Verhandlungsverfahren ohne öffentlichem Teilnahmewettbewerb

	
	Vorinformation vom
	      
	Bedingungen zur Fristverkürzung: §§ 10a EU Abs. 2, 10b EU Abs. 3 VOB/A, § 38 VgV (bei DL nach § 130 GWB oder Vorinfo: § 65 Abs. 3 VgV)

	
	
	
	

	



	1.2 Rahmenvertrag (RV):
Ein RV ist eine Vereinbarung mit einem oder mehreren Unternehmen über einen bestimmten Zeitraum. Darin werden Bedingungen und Kriterien festgelegt, nach denen die Leistungen je nach Bedarf über Einzelaufträge abgerufen werden können.
(s. Beschäftigtenportal: Wissensbox /Vergabewesen /Vergabeverfahren -> Leitfaden Rahmenvertrag).

	
	|_| Ja, es wird ein RV vereinbart
	Vertragsdauer von – bis: 
(i.d.R. 4 bzw. 6 Jahre)
	     

	
	Eine längere Laufzeit über die Regeldauer nach VOB / UVgO / VgV bzw. § 11 VergO hinaus ist unter Nr. 4 zu begründen!

	
	|_| mit einem 	oder	|_| mit mehreren Unternehmen

	
	Verpflichtende Angaben im Leistungsverzeichnis:

	
	Schätzmenge:      
	Höchstmenge:       
Sich daraus ergebende max. Gesamtkosten      

	
	oder
	

	
	Schätzwert:      
	Höchstwert 1):      
(vgl. Angaben Auftragswert S. 1)



	1.3 CPV-Nummer/n mit Bezeichnung: (immer anzugeben und geordnet nach Relevanz!)

	
	     

	
	CPV-Code aus den Abteilungen: bei Lieferleistungen 0 bis 44 oder 48, bei Bauleistungen 45, bei Dienstleistungen 49 – 98), (s. Beschäftigtenportal: Wissensbox /Vergabewesen /Vergabeverf. -> CPV-Nummern / http://simap.ted.europa.eu/web/simap/cpv / www.cpvcode.de)



	1.4 Kurze Beschreibung der Leistung: (stets anzugeben, u.a. für den Veröffentlichungstext!)
(Lose, Art, Umfang, ca. Mengen/Massen, Material, Schätzmenge/-wert und Höchstmenge/-wert bei Rahmenverträgen, etc.)

	
	     

	
	

	
	

	
	



	1.5 Veröffentlichung / Termine:

	Die Veröffentlichung erfolgt zum nächstmöglichen Zeitpunkt im EU-Amtsblatt (bei EU-Verfahren) sowie im Vergabeportal unter www.regionfreiburg.deutsche-evergabe.de 

	|_| Weitere Veröffentlichungen sind unzweckmäßig (ggf. Info anhand Firmenliste über VM).



	
	Zusätzlich vorgesehene Veröffentlichungsmedien:

	
	|_|
	Badische Zeitung (BZ) Gesamtausgabe (als Kurztext)

	[bookmark: Kontrollkästchen42]
	|_|
	Sonstiges (z.B. Terminwunsch, nur einzelne BZ-Erscheinungsgebiete, weitere Medien):      

	
	(Erscheinungsgebiete BZ: www.badische-zeitung.de/anzeigen/informationen/erscheinungsgebiet.html )



	1.6 Bei EU-Verfahren: Aufnahme einer Option bzw. Klausel:

	
	|_|
	zu Auftragsänderungen während der Vertragslaufzeit (z.B. Optionen, Preisgleitklausel).
(§ 132 Abs. 2 Nr. 1 GWB bzw. § 22 EU Abs. 2 Nr. 1 VOB/A)

	
	|_|
	zur Wiederholung von gleichartigen Leistungen in einem späteren EU-Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb (z.B. in einem nachfolgenden Bauabschnitt).
(§ 3a EU Abs. 3 Nr. 5 VOB/A bzw. § 14 Abs. 4 Nr. 9 VgV)

	Zur Aufnahme in die EU-Bekanntmachung, aufgeführt in den Vergabeunterlagen unter:
	     



	2. Angaben für die Erstellung der VHB-Ausschreibungsformulare



	 Komplette VHB-Formularsätze mit Standardeintragungen und den städt. Vertragsbedingungen sind im Beschäftigtenportal unter Formulare/Vergabewesen eingestellt (VOB- bzw. UVgO/VgV-Vertragsbedingungen).



	2.1 Aufforderung zur Angebotsabgabe:   VHB-Formblatt: 211 bzw. 211EU (VOB) / 631 bzw. 631EU (UVgO/VgV)



	
	|_|
	Abgabe Eigenerklärung zur Verwendung von Holzprodukten (VHB-Formblatt 248) (C oder D)

	
	|_|
	Abgabe Urkalkulation (bei Bauleistungen nach VOB i.d.R. ab 59.500,- € brutto; siehe § 16 VergO)

	
	 zusätzlich in Nachweisliste 001 bzw. 002 Stadt-FR entsprechend anzukreuzen



	
	Vergabe nach Losen (Nr. 4)
(national: § 5 Abs. 2 VOB/A; § 22 UVgO; EU: § 97 Abs. 4 GWB; § 5 EU Abs. 2 VOB/A; § 30 VgV)

	
	Leistungen sind grundsätzlich in Lose zu vergeben:
- Teillose (mengenmäßige oder räumliche Unterteilung der Gesamtleistung)
- Fachlose (Trennung nach Fachgebieten, Handwerks- oder Gewerbezweigen)
 Nur ausnahmsweise ist eine Gesamtvergabe zulässig, sofern wirtschaftliche oder technische Gründe dies erfordern.

	
	Die Ausschreibung und Vergabe erfolgt nach Losen:

	
	|_|
	ja (Regelfall)
|_| Bieter kann Angebote für ein, mehrere oder für alle Lose abgeben.
|_| Bieter darf nur ein Los anbieten.                                |_| Bieter muss Angebote für alle Lose abgeben.

	
	
	Bedingungen / Vorbehalte an die Angebotsabgabe bei mehreren Losen (z.B. Loslimitierung):      



	
	|_|
	nein (Ausnahmefall)
Gründe: (zwingende Angabe + Vervollständigung)

	
	
	|_|
	[bookmark: Text78]Die Ausschreibung erfolgt nur mit einem Fachgewerk und eine Aufteilung in Teillose ist nicht zweckmäßig, weil        

	
	
	|_|
	Eine Aufteilung würde zu unverhältnismäßigen Kostennachteilen und/oder zu einer starken Verzögerung des Vorhabens führen, weil        

	
	
	|_|
	[bookmark: Text72]Eine Aufteilung wäre aus technischen Gründen nicht zweckmäßig, weil        

	
	
	|_|
	[bookmark: Text73]Es bestehen besondere Nachweisschwierigkeiten bei der Gewährleistungsverfolgung bzw. Feststellung der Verantwortlichkeit für auftretende Mängel bei losweiser Vergabe, weil        

	
	
	|_|
	Sonstige Gründe:
	     



	
	Nebenangebote (Nr. 5 oder 6)
(national: § 8 Abs. 2 Nr. 3 VOB/A; § 25 UVgO; EU: § 8 EU Abs. 2 Nr. 3 VOB/A; § 35 VgV) 

	
	|_|
	nicht zugelassen.

	
	|_|
	zugelassen, zusätzlich gilt Folgendes:

	
	
	|_|
	für die gesamte Leistung

	
	
	|_|
	aber nur bei gleichzeitiger Abgabe eines Hauptangebots 
(= Ausnahmefall nach § 8 Abs. 2 Nr. 3b / § 8 EU Abs. 2 Nr. 3a VOB/A, der unter Nr. 4 zu begründen wäre)

	
	
	|_|
	nur für folgende Teilleistungen (z.B. Pos., Titel, Lose):      

	
	
	|_|
	nur zugelassen im Rahmen der genannten Mindestbedingungen:
(bei EU-Verfahren immer anzugeben; bei nationalen Verfahren empfohlen!)

	
	
	
	|_| gemäß Leistungsbeschreibung, Titel/ Abschnitt/ Nr.      

	
	
	
	|_| wie folgt:      



	


	Zuschlagskriterien (für Haupt- und Nebenangebote) (Nr. 6 oder 7 und ggf. Nr. 9 oder 10)
(national: § 16d Abs. 1 Nr. 3 VOB/A; § 43 UVgO; EU: § 16d EU Abs. 2 VOB/A; § 58 VgV)
Achtung: wertungsrelevante Angaben und Nachweise dürfen grds. nicht nachgefordert werden!

	
	Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots bzw. des besten Preis-Leistungs-Verhältnisses 

	
	|_| 
	ausschließlich nach dem Kriterium Preis (100%)

	
	|_| 
	nach folgenden Kriterien und ggf. Unterkriterien (z.B. Preis, Qualität, Umweltkriterien):
(die einzelnen Kriterien sind textlich zu definieren/konkretisieren bzw. es ist anzugeben, welche Eigenschaften zur Erfüllung der Anforderungen beitragen, z.B. Kriterium „Qualität (Robustheit, Verarbeitung)“).

	
	
	|_|
	mit Gewichtungen: 
	Preis:       %;      

	
	
	
	Bewertung/Bepunktung der einzelnen Kriterien (Bewertungsmethode):      

	
	
	|_|
	in absteigender Rangfolge, weil eine Gewichtung aus objektiven Gründen nicht möglich ist:      
(nur bei Verfahren nach UVgO oder VgV mit Begründung für mangelnde Gewichtungsmöglichkeit!)

	
	
	|_|
	gem. Angabe im LV, Titel/ Abschnitt/ Nr.
	     

	
	
	|_|
	gem. Anlage (Bewertungsmatrix, Lebenszyklusberechnung)



	2.2 Besondere Vertragsbedingungen:  VHB-Formblatt: 214 (VOB) / 634 (UVgO/VgV)



	
	Vertragsstrafen bei Überschreitung der Ausführungsfristen (nur ausnahmsweise) (Nr. 2 bzw. 4)
(national: § 9a VOB/A, § 11 VOB/B; § 21 Abs. 3 UVgO, § 11 VOL/B; EU: § 9a EU VOB/A; § 11 VOB/B; § 11 VOL/B)

	
	|_|
	i.H.v. 0,1 % je Werktag des Endbetrages der Auftragssumme (max. 5 % für alle Strafen).



	
	2.2.1 Angaben nur für Leistungen nach -VOB-



	 
	Ausführungsfristen (Nr. 1.1)

	
	Beginn der Fristen:

	
	|_|
	am (Datum -> TT.MM.JJJJ)
	     
	(bei EU-Verfahren stets anzugeben)

	
	|_|
	spätestens
	     
	Werktage nach Zugang des Auftragsschreibens.

	
	|_|
	in der 
	     
	KW
	     
	(Jahr), spätestens am letzten Werktag dieser KW.

	
	|_|
	innerhalb von 12 Werktagen nach Zugang der Aufforderung durch den AG (§ 5 Abs. 2 Satz 2 VOB/B). Die Aufforderung wird voraussichtlich zugehen bis zum      .

	
	|_|
	nach der im beigefügten Bauzeitenplan ausgewiesenen Frist für den Ausführungsbeginn.



	
	Ende der Fristen (abnahmereif):

	
	|_|
	am (Datum -> TT.MM.JJ)
	     
	(bei EU-Verfahren stets anzugeben)

	
	|_|
	innerhalb von 
	     
	Werktagen nach o.g. Frist für den Ausführungsbeginn.

	
	|_|
	in der 
	     
	KW
	     
	(Jahr), spätestens am letzten Werktag dieser KW.

	
	|_|
	nach der im beigefügten Bauzeitenplan ausgewiesenen Fertigstellungsfrist.



	
	Folgende Einzelfristen werden vereinbart: (Nr. 1.2)

	
	|_|
	[bookmark: Text62]aus dem beigefügten Bauzeitenplan werden ausdrücklich als Vertragsfristen vereinbart:      

	
	|_|
	[bookmark: Text75]ohne Bauzeitenplan werden ausdrücklich als Vertragsfristen vereinbart:      



	
	Frist für die Schlusszahlung (§ 16 Abs. 3 Nr. 1 VOB/B) (Nr. 3)

	
	|_|
	abweichend von der Standardfrist (30 Tage) soll eine verlängerte Frist vereinbart werden,

	
	
	insgesamt
	     
	Tage (max. 60 Tage)

	
	
	Begründung für die Verlängerung:

	
	
	|_|
	umfangreiches Leistungsverzeichnis 
	|_| Bauzeit des Gewerks von mehr als 12 Monate

	
	
	|_|
	umfangreiche oder schwerwiegende Prüfanlagen (Aufmaße)
	|_| sonstige Begründung:      



	
	Sicherheitsleistungen (s. § 17 VOB/B sowie national: § 9c VOB/A und EU: § 9c EU VOB/A) (Nr. 4 bzw. 5)

	
	|_|
	Es soll eine Sicherheitsleistung für die Vertragserfüllung mit folgender Standardregelung für Aufträge ab 250.000,- € 1) netto vereinbart werden:  5 % 1)

	
	|_|
	Es soll eine Sicherheitsleistung für die Mängelansprüche mit folgender Standardregelung für Aufträge ab 250.000,- € 1) netto vereinbart werden:  3 % 1)
Rückgabezeitpunkt der nicht verwerteten Sicherheit:
|_|	2 Jahre nach Abnahme (Regelfall nach § 17 Abs. 8 Nr. 2 VOB/B)
|_|	4 Jahre nach Abnahme (z.B. Angleichung an die Frist der Verjährung von Mängelansprüchen, 
Mängel auch nach mehr als 2 Jahre üblicherweise nicht auszuschließen)
|_|	nach Ablauf der Verjährungsfrist für Mängelansprüche
(bei Teilleistungen mit unterschiedlichen Verjährungsfristen)

	
	1) Sofern eine Unterschreitung vorgesehen ist: Darlegung unter Nr.4 (-> Eingabe durch VM bei Nr. 10 VHB-214!)

	
	Hinweis zur Verjährung von Mängelansprüchen (Gewährleistung):
Sofern entgegen § 13 VOB/B nicht die Regelfristen gelten sollen, sind die hiervon abweichenden Fristen ausdrücklich in die Leistungsbeschreibung aufzunehmen und unter Nr. 4 zu begründen (national: § 9b VOB/A; EU: § 9b EU VOB/A).

	
	Hinweis zur Vergütung von Verbrauchskosten für Wasser und Strom bei Hochbauleistungen:
Trägt grundsätzlich der Auftraggeber. Hiervon abweichende Regelungen sind ausdrücklich in die Leistungsbeschreibung aufzunehmen. Siehe Nr. 10.9 Formblatt 214 Stadt-FR (VOB-WBVB).



	
	2.2.2 Angaben nur für Leistungen nach -UVgO/VgV-



	
	Anwendung des Gesetzes über die Beschaffung sauberer Straßenfahrzeuge (EU-Verfahren)

	
	|_| Das Gesetz kommt in Ergänzung zur VgV und zum GWB zur Anwendung, u.a. mit speziellen 
Anforderungen an die Leistungsbeschreibung und Inhalten der EU-Bekanntmachung. 

	
	Die zu vergebende Leistung beinhaltet:

	
	|_| Kauf  /  |_| Leasing / Anmietung von Straßenfahrzeugen (§ 3 Nr. 1 SaubFahrzeugBeschG)

	
	|_| Dienstleistungsauftrag über Verkehrsdienste gemäß Anlage 2 (§ 3 Nr. 3 SaubFahrzeugBeschG)

	
	     (z.B. Post-/Paketzustellung, Bedarfspersonenbeförderung, Personensonderbeförderung)

	
	

	
	Anlieferungs- oder Annahmestelle (Nr. 2)

	
	Ort:
	     

	
	Gebäude:
	     
	Raum:
	     



	 
	Ausführungsfristen (Nr. 3)

	
	Anlieferung / Beginn:
	     

	
	Ende der Ausführung:
	     

	
	Anmerkung zur Auftragsdauer (z.B. Verlängerungsoption):
	     

	
	folgende Einzelfristen sind Vertragsfristen:
	     



	
	Einreichung von Rechnungen (Nr. 5)
	1-fach oder davon abweichend:
	     
	-fach.



	
	Sicherheitsleistungen (§ 21 Abs. 5 UVgO, § 18 VOL/B) (Nr. 6)

	
	Sicherheitsleistungen (max. 5 %) sollten nur ausnahmsweise und erst ab einem Auftragswert von 50.000,- € brutto gefordert werden. 
Gründe:      



	Hinweis zur Verjährung von Mängelansprüchen (Gewährleistung):
Sofern abweichend von § 14 Nr. 3 VOL/B nicht die gesetzlichen Fristen des BGB gelten sollen, sind die hiervon abweichenden Fristen ausdrücklich in die Leistungsbeschreibung aufzunehmen und unter Nr. 4 zu begründen.



	Hinweis zu den Nachkommastellen der Angebotspreise:
Sofern vom Bieter abweichend zu Nr. 3.7 VHB-Formblatt 632 bzw. 632EU mehr als 3 Nachkommastellen anzugeben sind, ist dies in die Leistungsbeschreibung aufzunehmen.



	3. Weitere Dokumentationspflichten nach VOB / UVgO / VgV / GWB / städt. Vergabeordnung



	3.1 Eignungsnachweise nach UVgO/VgV:
Eignungsnachweise sind mit Formblatt 001 Stadt-FR (Nachweisliste UVgO/VgV) grundsätzlich durch Eigenerklärungen zu fordern (§ 35 Abs. 2 UVgO bzw. § 48 Abs. 2 VgV). Sofern über die vorgegebene Auflistung hinaus weitere Nachweise in Form von Bescheinigungen gefordert werden, ist dies nachfolgend zu begründen:

	     



	3.2 Bedarfs-/Eventualpositionen:
Begründung der Notwendigkeit unter Angabe der Positions-Nr. (§ 7 [EU] Abs. 1 Nr. 4 VOB/A, § 12 Abs. 3 VergO)

	     



	3.3 Alternativpositionen:
Begründung der Notwendigkeit unter Angabe der Positions-Nr. und der betreffenden Grundposition (§ 12 Abs. 3 VergO). Außerdem sind die Kriterien für die Auswahl der Grund- oder Alternativposition vorzugeben.

	     



	3.4 Begründung der Abweichung vom Grundsatz der produktneutralen Ausschreibung: 
(national: § 7 Abs. 2 VOB/A bzw. § 23 Abs. 5 UVgO; EU: § 7 EU Abs. 2 VOB/A bzw. § 31 Abs. 6 VgV)
Die Vorgabe von Leit-/Fabrikaten, Typen, Verfahren, Bezugsquellen etc. ist möglich,
 sofern durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt oder 
 sofern der Auftragsgegenstand nicht hinreichend genau und allgemein verständlich beschrieben werden kann
Dabei ist in der Begründung zur Abweichung immer auch ein Bezug zur konkreten Leistung herzustellen!
Beispiele:
Verringerung von Risikopotentialen wie Fehlfunktionen / Kompatibilitätsproblemen; bei höherem / unwirtschaftlichem Umstellungsaufwand (z.B. für Schulungen, Ersatzteilvorhaltung, Wartung); gestalterische Notwendigkeit; Aufwand für eine technisch komplexe Beschreibung steht nicht im Verhältnis zur Vorgabe eines Leitfabrikats; zur notwendigen Orientierung bzw. Verständlichkeit der Leistungsanforderungen bei der Preiskalkulation.
Siehe auch die Hinweise der Gemeindeprüfungsanstalt B.-W. (GPA) zur produktneutralen Beschreibung unter Nr. 3.9 des Geschäftsberichts 2020: im Beschäftigtenportal unter Wissensbox / Vergabewesen / Vergabeverfahren bzw. auf der Seite der GPA.

	a)	Vorgaben mit Zusatz „oder gleichwertig“ mit der Möglichkeit für den Bieter „Gleichwertiges“ anzubieten (z.B. Leitfabrikate)
Bei der LV-Erstellung zu beachten:
 Nennung der wesentlichen Eigenschaften, Kriterien und Parameter des Leitfabrikats, an denen die Gleichwertigkeit festgemacht wird. 
 Nennung in welchen Punkten Abweichungen toleriert werden (z.B. Maßangaben mit Toleranzen „von/bis“, „ca.“, „mindestens“) und wo nicht abgewichen werden darf (z.B. „nur Schallschutzklasse 1“), d.h. Benennung der Spielräume.
 Keine versteckte Leitfabrikate, indem aufgrund der Beschreibung nur ein Produkt alle Anforderungen erfüllen kann.
Bsp.: Eine Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn das angebotene Produkt mindestens folgende Kriterien des Leitfabrikats erfüllt: Funktionalität, technische Spezifikationen wie…, Design, Energieeffizienzklasse A++ bis A+++, max. X kg, Höhe von X cm etc. 

	
	|_| 1) Bei Pos.       ist keine allgemein verständliche Beschreibbarkeit möglich, weil die
|_| komplexen technischen  /  |_| gestalterischen Anforderungen des Auftragsgegenstands nur mit unverhältnismäßigem Aufwand bzw. nicht allgemein verständlich beschrieben werden könnten, so dass ohne eine Vorgabe / Orientierung für die Bieter eine Erfüllung der Anforderungen erheblich erschwert wäre bzw. keine vergleichbaren Angebote zu erwarten sind und weil [weitere Erläuterungen mit Bezug zur konkreten Leistung].

	
	|_| 2) Bei Pos.       ist aufgrund des Auftragsgegenstands eine Vorgabe zur Orientierung erforderlich, weil:
 [Gründe mit Bezug zur konkreten Leistung].

	
	|_| 3)      

	b)	Zwingende Vorgabe ohne Möglichkeit für den Bieter Gleichwertiges anzubieten (z.B. Fabrikatsvorgabe XY)

	
	|_| 1) Bei Pos.       muss das gleiche Produkt/Fabrikat etc. verwendet werden, welches bereits im Bestand 
vorhanden ist, aufgrund von gewerblichen Schutz-/Patentrechten / Alleinstellungsmerkmalen /      , weil: [Gründe mit Bezug zur konkreten Leistung].

	
	|_| 2) Bei Pos.       ist die Vorgabe aufgrund des Auftragsgegenstands erforderlich, weil: 
 [Gründe mit Bezug zur konkreten Leistung].

	
	|_| 3)      



	3.5 Angehängte Stundenlohnarbeiten für unvorhergesehene Leistungen (§ 12 Abs. 4 VergO):

	Pos./Titel:       mit einem Anteil von:       % bezogen auf den geschätzten Auftragswert. 

	Begründung, sofern über 2 %:      



	3.6 Nachhaltigkeitskriterien wurden bzw. werden bei der ausgeschriebenen Maßnahme
(Mehrfachnennungen möglich)

	a)
	berücksichtigt und zwar in folgendem/n Bereich/en und in folgender Art (Ankreuzen und ggf. näher erläutern)
(Beispiele zu umweltbezogen / innovativ / sozial siehe Anlage 9 zur VergabeStatVO)

	
	|_|
	Leistungsanforderungen / Planung, z.B. Normen, Bau- und Energieleitlinien der Stadt Freiburg, Anforderungen in der Leistungsbeschreibung wie z.B. nachwachsende Rohstoffe (z.B. Holz), Recycling (s. auch §§ 2 und 3 LKreiWiG, § 21 VergO), max. Stromverbrauch.
	Art:  |_| umweltbezogen  |_| innovativ  |_| sozial

	
	|X|
	Eignungsanforderungen (z.B. Umweltmanagementsysteme; weitere Sozialstandards, die über die Eigenerklärung 004 Stadt-FR hinausgehen).
	Art:  |_| umweltbezogen  |_| innovativ
[bookmark: Kontrollkästchen86]        |X| sozial: 004 Stadt-FR + |_| sozial: weitere

	
	|_|
	Zuschlagskriterien (z.B. Lebenszykluskosten, Stromverbrauch, Emissionswerte).
	Art:  |_| umweltbezogen  |_| innovativ  |_| sozial

	
	|_|
	Ausführungsbedingungen (z.B. Recycelbarkeit von Verpackungsmaterial, wiederverwendbare Transportbehälter).
	Art:  |_| umweltbezogen  |_| innovativ  |_| sozial

	
	[bookmark: Text90]Ergänzende Erläuterungen:      

	b)
	nicht berücksichtigt mit folgender Begründung (§ 22 Abs. 3 VergO, § 2 Abs. 4 LKreiWiG):

	
	     



	3.7 Bei EU-Verfahren: 

	a)
	Gründe für die Nichtberücksichtigung von Energieeffizienz / -verbrauch gem. §§ 67 VgV / § 8c EU VOB/A in der Leistungsbeschreibung und als Zuschlagskriterium.

	Energieverbrauchsrelevante Waren, technische Geräte oder Ausrüstungen:

	
	|_|
	Diese sind als Bestandteil der Bauleistung oder bei der Nutzung / Ausführung unwesentlich (< 10 % der Gesamtkosten).

	
	|_|
	Durch die in der Leistungsbeschreibung (mit dem höchstmöglichen Niveau) gestellten Mindestanforde-rungen hinsichtlich der Energieeffizienz sind nur geringfügige Unterschiede im Verbrauch zu erwarten, so dass eine Berücksichtigung bei einer Bewertung keine Rolle spielen würde. Ein Zuschlagskriterium „Energieeffizienz“ entfällt daher.

	
	|_|
	sonstige Gründe (z.B. AV vom): 
	     

	b)
	Ausnahme vom Anwendungsbereich des Gesetzes über die Beschaffung sauberer Straßenfahrzeuge (SaubFahrzeugBeschG) gemäß § 4 (s. auch 2.2.2):

	
	|_|
	Es handelt sich um speziell entwickelte, gebaute oder angepasste Fahrzeuge, 
wie beispielsweise land- und fortwirtschaftliche Fahrzeuge, Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr, Kommunalfahrzeuge, Kehrmaschinen, Fahrzeuge für Winterdienste, Straßeninstandhaltungsfahrzeuge.

	
	|_|
	sonstige Ausnahmen / Gründe:
	     



	4. Sonstige Anmerkungen und Begründungen



	Anmerkungen und Begründungen:
(z.B. bei Referenzzeitraum über Regeldauer hinaus; bei Abweichung von der Standardregelung bei Sicherheitsleistungen, bei Nichtzulassung mehrerer Hauptangebote, Regelungen zu Vorauszahlungen des AG, usw.)

	     






	5. Anlagen für die Durchführung des Verfahrens zur Vorlage beim VM



	5.1
	Bestandteile der anonymisierten Vergabeunterlagen (§ 12 Abs. 2 VergO)
	

	
	|X|
	Leistungs-/Aufgabenbeschreibung:
	

	
	
	|_|
	GAEB-D83 (immer zu übermitteln, soweit Erstellung mittels AVA-Prg.) 1)
	

	
	
	|_|
	iTWO-Pfad (GMF/GuT/ESE): 1)
	     
	

	
	
	|_|
	sonstiges Format, woraus Inhalt kopiert werden kann (z.B. Word-Datei)
	

	
	
	|_|
	Erstellung im Vergabeportal (Pfad, Nr.):
	     
	

	
	|X|
	ausgepreistes Leistungsverzeichnis (§ 12 Abs. 5 VergO):
	

	
	
	|_|
	GAEB-D82 1)
	

	
	
	|_|
	sonstiges Format (z.B. Word-/Excel-Datei)
	

	
	|X|
	Nachweisliste mit Angaben der geforderten Nachweise    [WORD-Format]
Formular „001 Stadt-FR (Nachweisliste UVgO/VgV)“ bzw. „002 Stadt-FR (Nachweisliste VOB)“
	

	
	|_|
	Anlagen (z.B. Pläne, Gutachten, Bewertungsmatrix, GuT: ZTV-StB/ETV-BW, ZTV-Ing):    [PDF-Format]
	

	
	
	|_|
	Mustervertrag (z.B. für Wartungs-, Reinigungsleistungen)     [PDF-Format]
	

	
	
	|_|
	Sonstiges:      
	

	
	
	Anzahl Anlagen insgesamt:
	     
	
	

	
	|_|
	Begründung zur Abweichung vom Regelverfahren 
(Formular „Begründung und Entscheidung zur Abweichung vom Regelverfahren gemäß § 10 städt. VergO“)
	

	
	|_|
	Firmenliste (mit Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon-Nr.)
- für Beschränkte Ausschreibungen oder EU-Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb
- wenn Firmen vom VM über die öffentliche Bekanntmachung informiert werden sollen.
	

	
	1) Von GMF / GuT / ESE sind die GAEB-Dateien selbst in iTWO einzulesen (inkl. Preis-LV), ebenso wie 
Finalfassungen nach einem Abstimmungslauf mit dem VM!
	

	
	
	
	
	
	
	



	5.2
	Übermittlung der Vergabeunterlagen an VM
	

	
	Alle Unterlagen des Leistungsverzeichnis sowie das Übergabeblatt (im PDF-Format) sind digital zu übermitteln
|_| per E-Mail an: vergabemanagement@stadt.freiburg.de oder
|_| Ablage im Transferordner (T:) mit folgendem Pfad:
	

	
	
	     
	

	
	





	
     
	
	
gez.      

	Datum
	
	Projektleitung (Unterschrift / gez. Vorname Nachname)
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